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506 . Verordnung des Bundesministers für
Handel, Gewerbe und Industrie und des
Bundesministers für Bauten und Technik
vom 8. November 1979 über die Besorgung
der Buchhaltungsaufgaben des Bundesmini-

steriums für Bauten und Technik

Auf Grund des Art. 5 Punkt I des Verwal-
tungsentlastungsgesetzes (VEG), BGBl. Nr. 277/
1925, wird im Einvernehmen mit dem Bundes-
minister für Finanzen und dem Rechnungshof
verordnet:

Die im Art. 5 Punkt II VEG angeführten
Buchhaltungsaufgaben der anweisenden Stelle
Bundesministerium für Bauten und Technik sind
von der Buchhaltung des Bundesministeriums für
Handel, Gewerbe und Industrie zu besorgen.

Staribacher Sekanina

5 0 7 . Verordnung des Bundesministers für
Land- und Forstwirtschaft vom 4. Dezember
1979 über den Aufgabenbereich der Dienst-
stellen und des Bundesministeriums für Land-
und Forstwirtschaft in Angelegenheiten der

Wildbach- und Lawinenverbauung

Auf Grund des § 102 Abs. 7 des Forstgeset-
zes 1975, BGBl. Nr. 440, wird verordnet:

I. ABSCHNITT

Aufgabenbereich der Dienststellen

§ 1. Der Gebietsbauleitung obliegen innerhalb
ihres örtlichen Zuständigkeitsbereiches folgende
Aufgaben:

1. Ausarbeitung des Arbeitsplanes für Gefah-
renzonenplanung, Projektierung, Verbau-
ungstätigkeit und Betreuungsdienst;

2. Ausarbeitung von Gefahrenzonenplänen,
Projekten und Kollaudierungsoperaten;

3. Planung der kurz-, mittel- und langfristigen
Verbauungstätigkeit, des Bedarfes an Per-
sonal, finanziellen Mitteln und Investitionen;

4. Durchführung der Verbauungsmaßnahmen;

5. Durchführung der Überwachungs- und Er-
hebungstätigkeit in den Einzugsgebieten der
Wildbäche und Lawinen einschließlich der
Gewässeraufsicht;

6. Wahrnehmung des Anhörungsrechtes bei ge-
mäß § 100 Abs. 1 des Forstgesetzes 1975
vorgesehenen Maßnahmen;

7. Bewirtschaftung von Bannwäldern in den
Fällen und unter den Voraussetzungen de;;
§ 100 Abs. 2 des Forstgesetzes 1975;

8. Vertretung des öffentlichen Interesses am
Schutz vor Wildbächen und Lawinen in den
im § 101 Abs. 5 des Forstgesetzes 1975 näher
bezeichneten Verfahren;

9. Bewirtschaftung der von der Sektion zu-
gewiesenen finanziellen Mittel und der In-
teressentenbeiträge ;

10. Erhebungen für den Wildbach- und Lawi-
nenkataster und die Statistik, Führung von
Statistiken;

11. Entsendung von Angehörigen der Gebiets-
bauleitung zur Mitwirkung als Sachverstän-
dige gemäß § 173 des Forstgesetzes 1975,
Beratungstätigkeit;
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12. Mitwirkung bei Einsätzen im Falle von Wild-
bach- und Lawinenkatastrophen;

13. Abwicklung des Geschäftsverkehrs im Rah-
men der Durchführung der Aufgaben der
Gebietsbauleitung.

§ 2. Der Sektion obliegen innerhalb ihres ört-
lichen Zuständigkeitsbereiches folgende Aufgaben:

1. Koordinierung und Überwachung aller Pla-
nungen und sonstigen Tätigkeiten der Ge-
bietsbauleitungen;

2. Erhebungen für den Wildbach- und Lawi-
nenkataster und die Statistik, Führung von
Statistiken;

3. Ausübung des Vorschlagsrechtes gemäß § 99
Abs. 5 des Forstgesetzes 1975;

4. Wahrnehmung des Anhörungsrechtes bei ge-
mäß § 100 Abs. 1 des Forstgesetzes 1975
vorgesehenen Maßnahmen;

5. Vertretung des öffentlichen Interesses am
Schutz vor Wildbächen und Lawinen in den
im § 101 Abs. 5 des Forstgesetzes 1975
näher bezeichneten Verfahren;

6. Wahrnehmung der Tätigkeit von Angehöri-
gen der Sektion als Mitglieder der Kommis-
sion gemäß § 11 Abs. 5 des Forst-
gesetzes 1975;

7. Entsendung von Angehörigen der Sektion
zur Mitwirkung als Sachverständige gemäß
§ 173 Forstgesetz 1975, Beratungstätigkeit;

8. Verwaltung der finanziellen Mittel;

9. Mitwirkung bei Einsätzen im Falle von
Wildbach- und Lawinenkatastrophen;

10. Abwicklung des Geschäftsverkehrs im Rah-
men der Durchführung der Aufgaben der
Sektion.

II. ABSCHNITT

Aufgaben des Bundesministeriums für Land- und
Forstwirtschaft

§ 3. Dem Bundesministerium für Land- und
Forstwirtschaft sind folgende Aufgaben vorbe-
halten:

1. Koordinierung aller Aufgaben der Wild-
bach- und Lawinenverbauung;

2. Planungen besonderer oder grundsätzlicher
Art;

3. Verwaltung der finanziellen Mittel ein-
schließlich deren Zuweisung;

4. Überprüfung von Projekten und Durch-
führung von Kollaudierungen;

5. Ausübung der fachlichen Aufsicht;

6. Führung des Wildbach- und Lawinenkata-
sters und von Statistiken;

7. Leitung der Kommissionen gemäß § 11
Abs. 5 des Forstgesetzes 1975;

8. Entsendung von Angehörigen des Bundes-
ministeriums für Land- und Forstwirtschaft
zur Mitwirkung als Sachverständige gemäß
§ 173 Forstgesetz 1975;

9. Beratungstätigkeit;

10. Erlassung von Richtlinien;

11. Mitwirkung bei Einsätzen gemäß § 1 Z. 12
und § 2 Z. 9 im Falle des Vorliegens beson-
derer Umstände.

Haiden

508 . Verordnung des Bundesministers für
Finanzen vom 6. Dezember 1979 betref-
fend die Erklärung der Volksrepublik China

zu einem begünstigten Land

Auf Grund des § 3 Abs. 2 des Präferenzzoll-
gesetzes, BGBl. Nr. 93/1972, wird im Einver-
nehmen mit dem Bundesminister für Auswärtige
Angelegenheiten, dem Bundesminister für Han-
del, Gewerbe und Industrie und dem Bundes-
minister für Land- und Forstwirtschaft ver-
ordnet:

§ 1. Die Volksrepublik China wird zu einem
begünstigten Land im Sinne der Gruppe I der
Anlage C zum Präferenzzollgesetz erklärt.

§ 2. Diese Verordnung tritt mit 1. Jänner
1980 in Kraft.

Androsch

509. Verordnung des Bundesministers für
Finanzen vom 11. Dezember 1979 zur Durch-
führung des Abgabenverwaltungsorganisa-

tionsgesetzes

Auf Grund des § 14 Abs. 6, 7 und 8 des
Abgabenverwaltungsorganisationsgesetzes, BGBl.
Nr. 18/1975, wird verordnet:

§ 1. Die Zuständigkeit zur Ausstellung von
Verschlußanerkenntnissen (§ 114 Abs. 3 des Zoll-
gesetzes 1955, BGBl. Nr. 129) wird auf das Zoll-
amt am Sitz der Finanzlandesdirektion (§ 14
Abs. 3 AVOG) beschränkt, in deren Bereich

a) das Fahrzeug, für das die Ausstellung des
Verschlußanerkenntnisses beantragt wird,
zum Verkehr zugelassen ist oder

b) die Person, die für einen Behälter die Aus-
stellung des Verschlußanerkenntnisses bean-
tragt, ihren Wohnsitz oder Sitz hat.
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§ 2. (1) Die Zuständigkeit zur Vornahme von
Abfertigungen als Abgangszollamt, Bestimmungs-
zollamt oder Durchgangszollamt im Verfahren
nach dem Zollabkommen vom 15. Jänner 1959,
BGBl. Nr. 92/1960, über den Internationalen
Warentransport mit Carnets TIR wird auf die
Zollämter erster Klasse und folgende Zollämter
zweiter Klasse beschränkt:

a) Im Bereich der Finanzlandesdirektion für
Wien, Niederösterreich und Burgenland:
Grametten, Rattersdorf-Liebing, Heiligen-
kreuz;

b) im Bereich der Finanzlandesdirektion für
Oberösterreich:
Wullowitz;

c) im Bereich der Finanzlandesdirektion für
Salzburg:
Steinpaß;

d) im Bereich der Finanzlandesdirektion für
Steiermark:
Radkersburg;

e) im Bereich der Finanzlandesdirektion für
Kärnten:
Rabenstein, Seebergsattel, Loibltunnel,
Wurzenpaß;

f) im Bereich der Finanzlandesdirektion für
Tirol:
Pinswang.

(2) Die Zuständigkeit zur Vornahme von Ab-
fertigungen als Abgangszollstelle, Bestimmungs-
zollstelle oder Grenzübergangsstelle im gemein-
schaftlichen Versandverfahren nach dem Abkom-
men vom 30. November 1972, BGBl. Nr. 599/
1973, zwischen der Republik Österreich und der
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft zur An-
wendung der Bestimmungen über das gemein-
schaftliche Versandverfahren und nach dem Ab-
kommen vom 12. Juli 1977, BGBl. Nr. 115/1978,
zwischen der Republik Österreich, der Schweize-
rischen Eidgenossenschaft und der Europäischen
Wirtschaftsgemeinschaft zur Ausdehnung des An-
wendungsbereiches der Bestimmungen über das
gemeinschaftliche Versandverfahren wird auf die
Zollämter erster Klasse und folgende Zollämter
zweiter Klasse beschränkt:

a) Im Bereich der Finanzlandesdirektion für
Wien, Niederösterreich und Burgenland:
Rattersdorf-Liebing, Heiligenkreuz, Gra-
metten;

b) im Bereich der Finanzlandesdirektion für
Oberösterreich:
Hanging, Wullowitz;

c) im Bereich der Finanzlandesdirektion für
Salzburg:
Hangendenstein, Oberndorf, Steinpaß;

d) im Bereich der Finanzlandesdirektion für
Steiermark:
Radkersburg;

e) im Bereich der Finanzlandesdirektion für
Kärnten:
Rabenstein, Loibltunnel, Wurzenpaß;

f) im Bereich der Finanzlandesdirektion für
Tirol:
Pinswang, Vils, Schalklhof.

(3) Die Zuständigkeit zur Erteilung von Be-
stätigungen nach dem Abkommen vom 11. Ju-
ni 1975, BGBl. Nr. 180/1976, zwischen der Re-
publik Österreich und der Europäischen Wirt-
schaftsgemeinschaft zur Vereinfachung der Förm-
lichkeiten im Warenverkehr zwischen der Euro-
päischen Wirtschaftsgemeinschaft einerseits und
Griechenland und der Türkei andererseits beim
Weiterversand von Waren aus Österreich wird
auf folgende Zollämter beschränkt:

a) Im Bereich der Finanzlandesdirektion für
Wien, Niederösterreich und Burgenland:
Wien;

b) im Bereich der Finanzlandesdirektion für
Oberösterreich:
Linz;

c) im Bereich der Finanzlandesdirektion für
Salzburg:
Salzburg;

d) im Bereich der Finanzlandesdirektion für
Steiermark:
Graz, Leibnitz, Leoben, Spielfeld;

e) im Bereich der Finanzlandesdirektion für
Kärnten:
Klagenfurt, Arnoldstein, Rosenbach,
Villach;

f) im Bereich der Finanzlandesdirektion für
Tirol:
Innsbruck, Kufstein;

g) im Bereich der Finanzlandesdirektion für
Vorarlberg:
Feldkirch, Bregenz, Dornbirn.

§ 3. Den Zollämtern Bregenz und Hard wird
die Zuständigkeit zur Durchführung des Verfah-
rens beim Empfangszollamt im Begleitscheinver-
fahren nach § 123 des Zollgesetzes 1955 entzogen,
sofern dieses Verfahren Waren betrifft, die über
den Bodensee ausgeführt werden sollen; das
gleiche gilt für das Zollamt Bregenz (hinsichtlich
des Verfahrens beim Bestimmungszollamt oder
Durchgangszollamt im Verfahren mit Carnets
TIR (§ 2 Abs. 1) und des Verfahrens bei der
Bestimmungszollstelle im gemeinschaftlichen Ver-
sandverfahren (§ 2 Abs. 2).

§ 4. (1) Dem Zollamt Wien wird die Zuständig-
keit zur Einhebung der Eingangsabgaben über-
tragen, die von den Zollämtern Personen vorge-
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schrieben werden, denen nach § 175 Abs. 3
oder 4 des Zollgesetzes 1955 eine Zahlungsfrist
zusteht oder mit (Bescheid eingeräumt wurde.

(2) Den Zollämtern am Sitz der Finanzlandes-
direktionen wird die Zuständigkeit übertragen

a) zur Einhebung der von den Zollämtern des
Bereiches der betreffenden Finanzlandesdi-
rektion vorgeschriebenen Eingangsabgaben,
für die eine Zahlungsfrist nach § 52 a Abs. 4
oder § 97 Abs. 3 des Zollgesetzes 1955 zu-
steht oder im jeweiligen Bescheid einge-
räumt wird,

b) zur Vorschreibung und Eidhebung von nach
§ 174 Abs. 3 lit. a, c oder d oder nach
§ 177 Abs. 3, jeweils in Verbindung mit § 3
Abs. 2, des Zollgesetzes 1955 geschuldeten
Eingangsabgabenbeträgen, sofern die Ent-
stehung oder das Unbedingtwerden der
Eingangsabgabenschuld von diesem Zollamt
in einem Finanzstrafverfahren ermittelt
worden ist.

(3) Von der Übertragung der Zuständigkeit
nach Abs. 1 und Abs. 2 lit. a sind die Erledigung
von Ansuchen um Zahlungsertleichterungen,
Nachsichten (Zollerlaß aus Billigkeitsgründen)
und Entlassungen aus der Gesamtschuld sowie die
Geltendmachung von Ersatzforderungen ausge-
nommen.

(4) Dem nachstehend jeweils genannten Zoll-
amt wird die Zuständigkeit zur Vorschreibung
und Einhebung von Eingangsabgaben übertragen,
sofern diese anläßlich der Entnahme von Waren
aus den angeführten Rohrleitungen zu erheben
sind:

a) Transalpine Pipeline (TAL-Pipeline
Triest—Ingolstadt):
Zollamt Arnoldstein;

b) Adria—Wien-Pipeline (AWP):
Zollamt Wien;

c) Trans Austria Gasleitung {TAG):
Zollamt Marchegg;

d) Südost-Gasleitung (SOG):
Zollamt Marchegg;

e) West-Austria-Gasleitung (WAG):
Zollamt Marchegg;

f) Gasleitung Schweiz—Österreich:
Zollamt Dornbirn;

g) Erdgashochdruckleitung Bundesrepublik
Deutschland—Österreich:
Zollamt Bregenz;

h) Erdgashochdruckleitung Schweiz—Öster-
reich:
Zollamt Bregenz;

i) Ölfernleitung Genua—Ingolstadt (CEL):
Zollamt Bregenz.

(5) Die Zuständigkeit zur Durchführung der
Zollrechnung (§§ 80 und 97 des Zollge-
setzes 1955) bei Eingangsvormerkverkehren auf
Vormarkrechnung wird dem jeweils die beson-
dere Zollaufsicht ausübenden Zollamt übertragen;
üben mehrere Zollämter die besondere Zollauf-
sicht aus, so wird diese Zuständigkeit dem Zoll-
amt übertragen, das die Ausübungsbewilligung
erteilt hat.

§ 5. (1) Zweigstellen von Zollämtern werden
nach Maßgabe der Anlage errichtet.

(2) Den Zweigstellen kommen die jeweils ange-
führten Aufgaben zu; soweit in der Anlage keine
Aufgalben angeführt sind, hat die Zweigstelle die
vollen Abfertigungsbefugnisse des Zollamtes.

§ 6. (1) Diese Verordnung tritt mit 1. Jän-
ner 1980 in Kraft.

(2) Mit dem Inkrafttreten dieser Verordnung
verliert die Verordnung des Bundesministers für
Finanzen vom 11. Jänner 1975, BGBl. Nr. 54,
zur Durchführung des Abgabenverwaltungsor-
ganisationsgesetzes in der Fassung der Verord-
nungen BGBl. Nr. 45/1976, 632/1976, 334/1977
und 619/1978 ihre Gültigkeit.

Androsch

Anlage zu § 5
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5 1 0 . Kundmachung des Bundesministers für
Handel, Gewerbe und Industrie vom 6. De-
zember 1979 über die Aufhebung des § 3
der Verordnung des Bundesministers für
Handel, Gewerbe und Industrie über Aus-
übungsvorschriften für das konzessionierte

Gewerbe der Kontaktlinsenoptiker

Auf Grund des Art. 139 Abs. 5 B-VG und
§ 60 Abs. 2 des Verfassungsgerichtshofge-
setzes 1953, BGBl. Nr. 85, in der Fassung des
Bundesgesetzes BGBl. Nr. 311/1976 wird kund-
gemacht:

Der Verfassungsgerichtshof hat mit Erkennt-
nis vom 13. Oktober 1979, V 31/78-12, V 10/
79-10, V 18/79-10, V 23/79-12, V 29/79-14, den
§ 3 der Verordnung des Bundesministers für
Handel, Gewerbe und Industrie vom 3. Dezem-
ber 1976, BGBl. Nr. 698, über Ausübungsvor-
schriften für das konzessionierte Gewerbe der
Kontaktlinsenoptiker als gesetzwidrig aufge-
hoben.

Staribacher
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